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Bonn, den 4. August 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zivile Verteidigung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 24. Juni 1964 
— Drucksache IV/2372 (neu) — 


Die im Beschluß des Bundestages über den Antrag des Aus- 
schusses für Inneres — Drucksache IV/2372 (neu) — empfohlenen 
Änderungen der bisher im Bereich der Zivilen Verteidigung 
verwandten Begriffe finden die Zustimmung der Bundesregie- 
rung. Ich habe inzwischen die Bundesressorts, die Innenmini- 
sterien (-Senatoren) der Länder und die sonst beteiligten Dienst- 
stellen und Einrichtungen in einem Rundschreiben gebeten, ab 
sofort die Begriffe „Zivile Verteidigung" und „Zivilschutz" über- 
all einzuführen, soweit nicht durch gesetzliche Regelungen die 
bisherige Terminologie bis zu einer Gesetzesänderung beizu- 
behalten ist. Auf eine entsprechende Veröffentlichung im Ge- 
meinsamen Ministerialblatt vom 20. Juli 1964 S. 324 darf hin- 
gewiesen werden. 

Dagegen stößt die Durchführung der Nummern 3 und 4 des 
Bundestagsbeschlusses vom 24. Juni 1964 z. Z. auf Schwierig- 
keiten, weil die Bezeichnung „Bundesamt für zivilen Bevöl- 
kerungsschutz" durch Gesetz über die Errichtung dieses Amtes 
vom 5. Dezember 1958 (BGBL I S. 893) und die Bezeichnung 
„Bundesluftschutzverband" durch § 31 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. 
Oktober 1957 (BGBL I S. 1696) eingeführt worden sind. 
Hinsichtlich des Bundesluftschutzverbandes darf auf die z. Z. im 
Ausschuß für Inneres laufenden Beratungen des Entwurfs eines 
Selbstschutzgesetzes hingewiesen werden. Die neue Bezeich- 
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nung „Bundesverband für den Selbstschutz" ist bereits in der 
von mir nach der ersten Lesung gefertigten Formulierungs- 
hilfe enthalten. Auch das Gesetz über die Errichtung des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz vom 5. Dezember 
1964 müßte im Zuge der Verabschiedung der Notstandsge- 
setze noch geändert werden. 

In Vertretung 

Dr. Hölzl 
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